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eher das Bereinswmefen und die Staatgaufſicht. 
Von J. v. S 
I. 


Die Stellung der Landſchaft zum Reiche, die Durchführung „libe⸗ 
raler“ Grundgeſeße und das allerorts erweckte und beharrlich ge⸗ 
nährte Streben nach Selbſtgeſetzgebung haben fo vielen Anlaß zu 
Erwägungen gegeben und jo viele koſtbare Zert und Arbett in unferen 
leglblativen Körpern und unſeren Bureaux in Auſpruch genommen, 
daß für die Erörterung der ſocialen Frage, trotz ihrer unaufhaltbaren 
Aunäherung und der Uugewißheil ihrer Reſultate, beinahe kelne Zeit 
mehr erübrigte und daher äußerſt wenig geſchah. Die Klarheit über die 
Erſchetnungen der focialen Frage und Gewißhekt über ihre Anfänge iſt ebenſo⸗ 
wenig allgemein geworden, als die Sicherheit in der Behandlung jener Er⸗ 
scheinungen, welche fte ſchon jetzt aufwirft; ja, es zeigt ſich nicht nur 
bei den niederen Vollzuggorganen und bei den Statthalterſchaften felbſt, 
fondern auch in den legtäfativen Sommijfionen eine Auffaſſung über 
dat Verhältniß des Vereines zum Staate, die mit feiner wahren 
Natur nicht in Einklang zu bringen ſein wird. 

Ich darf daher verſuchen, in Kürze auf dem Wege wiſſenſchaft⸗ 
licher Abſtractton den Grund ſetnetz Enkſteheng und feine eigentliche 
Beſtimmung abzuleiten. 

Die Grundform und der Juhalt des Soctalismus iſt die Derek 
nigung. Es ſammeln ſich Köpfe und Arme für einen Zweck. Der 
Einzelne nämlich fühlt ſich in dem complictzten Organismus, in dem 
Wirrſale und Durchetnanderjagen der heutigen Geſellfchaft, deren har⸗ 
moniſche Ordnung er kaum wahrnehmen kann, nicht mehr behaglich, 
weil er ſeinen Willen unter Taufenden von Willen, ſeine Metnung 
in dent Meere von Meinungen verſchwinden ſieht 


Das aber der Menſch kraft des ihm innewohnenden edleren 
Egoismus immer wahrnehmen will, das ift die Geltung feines Willens. 
Allein zu ſchwach, ſtrebt er durch Vereinigung mit Anderen nach Dies 
ſem Erfolge. 

Der Verein ſetzt deßhalb auch eine gewiſſe Complieität der ger 
ſellſchaftlichen Zuſtände voraus, entſteht und verschwindet mit ihnen, 
und kommt dort nicht vor, wo die ſtaaklichen Verhältniſſe primtktwer 
Natur find. Je verſchwindender daher der Antheil des Einzelnen in 
dem großen wirthſchaftlichen und geiſtigen Concerte des forkſchuittlichen 
Staates iſt, deſto mehr muß das Vereinigungabedürfniß ſich erhöhen, 
Dieſes wird, wie verſchieden es ſich auch äußern mag, immer mar 
hervorgerufen fein durch den unabweigbaren Haug der Menſchen nach 
Geltendmachung des Einzelwillens und nach Verwerthung der Einzeln. 
kraft. Diſſen Hang finden wir aus den unzähligen Variatiouen, Ent 
zweiungen und Verſöhnungen des focialen Lebens überall als den wahren 
Grundton heraus; er iſt dab Urſachliche, der Keru und die Weſenheit 
des Vereines, der ſich aus ihm nur entwickelt, wie and dem Moſſpe 
der Wille, aus dein Reize die veränderte Zelle 

So kritt alſo der Verein hinein in den Staat als ein verviel⸗ 
fachtes Judividuòum, als eine gefftige und phyſiſche Potenz, ſelbſtge 
wollt und nicht ein unerklärbarer fachfcher Zuſtand, wie es der Staat 
iſt, aber i mit ihm durch feine organische Einrichtung 
als Einheit, Wille und Vollziehung. Sein Wirken beginnt, indem vr 
wie ein Geſchäftsführer ohne Auftrag ſofort nach den Auf 
gaben des Staates greift, um ſie zu den ſeinigen niachen, denn 
dieſes iſt im Grunde genommen ſern wahred und eigentliches Streben. 

Etwas Anderes konnte er auch gar nicht wollen, denn im Rab⸗ 
men der geſellſchaftlichen Ordnung, in die er hiueinteltt, bleiben ihm, 
dem Individuum, oder ihm, dent ſtaatzähnlichen Gebllde, nur eben 
jene Aufgaben, welche ſowohl dem Elnzelnen, als auch ber Geſellſchaft 
möglich ſind, und ſich auf Gegenftänbe der wirthſchaftlichen, der gel 
ſtigen oder der phyſiſchen Perſünlichkeit beziehen 

So ſehen wir die Vereine ſich ſpontan mit volkswirthſchaftlichen 
Angelegenheiten im Erwerbö⸗ und Verkehrsweſen, oder mit einem 
Bildungszwecke, oder mit dem Pflegeweſen, mit der Armenverforgung 
und der Sunttätöpflege, ſpäter aber mit denjenigen Angelegenheiten 
befaſſen, welche daß Zuſammenleben der Menſchen im Staate betreffen; 
immer aber blelbt ihr Zweck, der in der Regel eine Verwaltunge⸗ 
aufgabe it, ein ſtaatlicher oder ein politiſcher. 

Angeſichts dieſes Eingriffes der Vereme in das Gebiet des 
Staatsweſens ſcheint die Klarſtellung des Verhältniſſes zwiſchen ihnen 
und der vollziehenden Gewalt außerordentlich wichtig zu ſein, weßhalb 
ich mir erlaube, demſelben eine kurze Betrachtung zu widmen. 

Die Verwaltung kann allen ihren Aufgaben nie vollkommen enk⸗ 
sprechen, weil die Bedürfuſſſe jo verſchieden, fo umi und jo 
individuell werden, daß fie trotz ihres complicirten Organtemus nicht 
alle in der Zeit wahrnehmen, und wenn fie dieſelben auch wahrneh⸗ 
men würde, nicht befriedigen kann. Gäbe es nun Inſtitute die ſtatt 
ihr eingreifen, einen großen Thell aller dieſer Verwaltungspflichten 
auf ſich nehmen und dieſe um fo leicheer zu erfüllen vermochten, weil 
ſich bei ihnen die Kraft und die Fähigkeit des einzelnen Mitgliebes 


ſofort verwerthen läßt, und weil fie unmittelbar an das individuelle 
Bedürfniß herantreten und es ſchneller prüfen und beheben können, 
als die ſtaatliche Vollziehungsgewalt; ſo läge darin eine große Er⸗ 
leichterung und Enklaſtung der Regierung, welche von ihrem Stand⸗ 
punkte auf das individuelle Berlangen wie durch ein Fernrohr ſehen 
muß, wodurch ihr dasſetbe bald größer, Dalb kleiner erſcheint, als es 
wirklich iſt, je nachdem dieſes oder jenes Mittelsorgan au ihr Ocular 
das Oßjectiv nähert. 

Su biefem Sinne aber wirken die Vereine. Sie voll⸗ 
ziehen ihre Aufgaben, denen fie im einzelnen Falle viel näher ſtehen, 
als der Staat, in der Regel richtiger und ſchneller als dieſer, und 
erſparen ihm in jedem Falle einen Aufwand von Regierungämiiteln, 

Erwägt mau alſo, daß die Vereine das Individuum vor der 
Gefahr der Vereinzelung in ſeinen beſten Abfichten bewahren, daß ſie 
dem Staate eine mächtige Bundeggenoſſenſchaft und ein wirkſames 
Correctiv bieten, und betrachtet man vorurtheilsfrei ihre praktiſchen 
Erfolge und ihre beſondere Habiliict für Aufgaben der Verwaltung, 
jo wird anerkannt werden müffen, daß ſie dem modernen Staat nnr 
willkommen ſein Armen, und daß die Verbindung zwiſchen ihm und 
ihnen mehr durch das vornehmere Moment der Agenden⸗ 
übertragung und der offteiofen Verwendung, als durch 
den bepormundenden und eiumengeuden Drang der Po⸗ 
lizei getragen werden fell. 

Sy nachtheilig und unnütz der rein polizeiliche Standpunkt den 
Vereinen gegeniher iſt, fo unräthlich wäre ed aber, den Staat auf 
die dürre Ausbeutung derſelben henzulelten. Ein derartiges Unterneh⸗ 
men würde bad Vereinsweſen in andere Formen drängen, feiner Thä⸗ 
ligkeit jeuen Elan nehmen, durch den ſie ſich vervielfacht, und über⸗ 
haupt eine unerwünſchte Reaction hervorrufen. 

Es darf nicht überſehen werden, daß wir es nicht mehr mit den 
infachen und nalürlichen Geſtaltungen der Vereine zu thun haben. 
Wir ſtehen in der zweiten Entwicklungsperlode bed Verelusweſens; 
denn während feine organiſche Gliederung an Formenreichthum ge» 
wonnen, ſein Juhalt ſich erweitert hat und ſchon dadurch die Frage 
wegen Beguffichtigung und wegen der Benützung der Vereine eine 
bedeutend ſchwierſgere geworden ist, ſo geſtaltet ſich ihr Verhältniß 
zur Regierung um jo I ibler, als fie angefangen haben, ſich mehr 
mit den Angelegeuheiten öffentlichen Ordnung im Staate zu be⸗ 
faſſen, woran ER aber durch das beſtehende Geſetz, welches einer die⸗ 
ſem Streben conteären Auffaſſung entſtammt, auf allen Wegen gehin⸗ 
dert werden. 

Ich hahe ſchon oben verſucht zu zeigen, daß das Vereinsgeſetz 
den Anforderungen dieſes außerordentlich wichttgen Gegenſtandes nicht 


gewachſen ift; hier muß ich noch einmal auf dasſelbe zurückkommen, 


weil es, was ich für äußerſt gefahrbringend halte, die allmälige Unter⸗ 
ſtelluug des Vereinsweſens, eines ob ſeiner kein verwaltungsrochtlichen 
Natur nur in das Reſſort der Verwaltungsbehörden ge 
borenden Gegenſtandes, unter die Competenz der Ger 
richte, anbahnt. 

Sy liberal die Regierung die Vereine ſich bilden und entwickeln 
laſſen ſoll, ſo unbehindert ſie deren Wirkſamkeit auf dem ihnen ver⸗ 
trauensvoll überlaſſenen Felde zu gewähren hätte, jo entschieden, raſch 
und conetö muß fie dann auftreten, wenn fie wahrnimmt, daß der 
Kampf der modernen Productivkräfte gegen die modernen Productiontz⸗ 
verhältniffe und gegen die Eigenthumsverhältniſſe ſich der Vereine als 
Tummelplag bedient, oder wenn fie in der Thätigkeit derſelben die 
Antagonie solder den Stagtsgedanken zu finden Veranlaffung hat. 

In dieſem Falle muß fie die Wahlentſcheidung haben, jedes 
Beweismittel zu venützen und jedes zu verſchmähen. 

Dieſe nothwendige Elaſticität in der Vollziehung des Staats⸗ 
willens, dieſe augenblicklich auwendbare, nicht von langwierigen Unter⸗ 
ſuchungen und vielseitigen Anträgen abhängige Gewalt, dieſe Freiheit 
in der Wahl ihrer Mittel, iſt nahezu illuſoriſch, wem die Entſcher⸗ 
dungen in Vereinsſachen der richterlichen Gewalt überantworket wer⸗ 
deu; jede Hinneigung zu dieſer leder ſchon angebahnten Eventualität 
iſt eben jo beklagengwerth, als die Beſchränkung des Staatswillens 
durch die unaugweichbaren Formen und Auweiſungen, mit welchen das 
Vereinsgeſetz einegtheils die Freiheit der Vereine, andererſeits aber 
auch die Freiheit und die Handlungsfähigkeit der Ru 
gierung unterbindet. 

Die Erſchütterung der Competenz der Verwaltungsbehörden auf 
dieſem Gebiete iſt ein Unglück. (Fortſezung folgt.) 
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„Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzſtreit im Falle der Geltendmachung der von einem 

eweſenen Gemeinprvorſteher gegenuber der Gemeinde erhobenen 

en auf Erſatz von aus feinen Mitteln die Gemeinde 

verausgabten Koften für Entlohnung des Gemeindehilfsperſonales 
und für Amtsreiſen. 


Joſeph M., welcher in den Jahren 1855 bis 1867 Gemeinde⸗ 
vorſteher in der Gemeinde B. war, hat mittelft der Klage vom 20. März 
1869 ben Erſaß derjenigen Auslagen gegen dieſe Gemeiude eingeklagt, 
welche er durch zwölf Jahre, nämlich vom Jahre 1856 bis Ende 
1867, während welcher er bad Gemeiudeporſteheramt beſorgte, für die 
vorgedachte Gemeinde beſtritten hatte, und zwar der Entlohnung des 
ihm beigegeben geweſenen Hilfsperfongles mik 1440 fl. und der Koften 
für die von ihm gemachten Wege und unternommenen Reiſen mit 
648 fl., zuſammen mit 2088 fl. 

Nach durchgeführtem ſchriftlichen Berfahren hat das Kreisgericht 
P. hierüber iu der Sache ſelbſt mit Urthenl erkannt und den Kläger 
abgewieſen, indem etz gegenüber der Einwendung der Gemeinde, daß 
in der Sache nur die autonomen Organe competent ſeien, die richter⸗ 
liche Competenz aus dem Grunde des geftellten privatrechtſichen Erſatz⸗ 
anſpruches anerkannte nud dieſelbe damit motivirte, daß die Anſprüche 
des Klägers durch kein Geſetz den politiſchen Behorden zugewieſen 
oder von der Behandlung der Gerichte ausgeſchloſſen feten und daß 
es ſich nicht um die Sicherſtellung und Enkſcheſbdung des Rechtsver⸗ 
hͤltriſſes des Klägers, als des bisher amtirenden Gemeindevorſtehers, 
ſondern als eines außerhalb der Gemeinde ſtehenden Privatmannets 
handle, welcher im Grunde bed q b. G. B. den Erſaß begehrt. 

Dieſer Anſicht des Kreisgerichtes iſt im weiter erhobenen Eom⸗ 
pelenzſtreite auch der diesfalls um ſeine Meinung angegangene böhmi⸗ 
{che Landesausſchnß, insbeſondere noch aug dem weiteren Grunde bei⸗ 
getreten, weil das Gemeindegeſetz für Böhmen im § 66 Erſatzanſprüche 
der Gemeinde gegen den Gemeindevorſteher dem ordentlichen Rechlz⸗ 
wege zumeist, woraus gefolgerk werden müffe, daß auch Erfatzanſprüche 
bed Vorſtehers gegen die Gemeinde im ordentlichen Rechtswege geltend 
gemacht werden können. 

Allein das Oberlandesgericht hat in Erwägung, daß nach den 
58 67, 81 nud 118 des proviſoriſchen Gemeindegeſehes vom 17. März 
1849, Nr. 170, und nach $ 32 des Gemeindegeſetzes vom 16. April 
1864 für Böhmen der Gemeindeansſchuß dem Gemelndevorſtande zur 
Beſorgung der ihm im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe obliegenden Ge: 
ſchäfte das dem Bedarfe entſprechende Perſonale beizugeben und über 
die Bezüge der beſtellten Beamten und Diener, ſowie auch über die 
Art ihrer Ernennung und Beeldigung zu beſchließen hat; in Erwä⸗ 
gung, daß die Entſcheidung diger Rechtsſache vor Allem von der 
Löſung der Vorfrage abhängt, ob der Kläger als früherer Gemeinde: 
vorſteher berechtiget war, die Entlohnung eines aufgenommenen Aus⸗ 
hilfsindividnums ſelbſt zu beſtimmen und die Zahlung ohne Geneh⸗ 
migung des Gemeindeausſchuſſes zu leiſten; und in Erwägung, daß 
zur Entſcheidung über dieſe Vorfragen nur die autonomen Organe 
berufen find, — ſeine Auſicht dahin auggeſprochen, daß der Gegen⸗ 
fiand des in Rede ſtehenden Rechtsſtreitee nicht zur richterlichen Com⸗ 
petenz, ſondern zu jener der autonomen Organe gehöre. 

Dieſe Anſicht hat auch der oberſte Gerichtähof mit dem Beiſügen 
getheilt, daß den Gerichtsbehörden icht zugemuthet werden kann, über 
etwas zu entſcheiden, was durch ein beſtimmtes Geſetz den Beſchlüſſen 
des Gemeindeausſchuſſes ansſchließend zugewieſen iſt, nämlich über die 
Art der Ernennung und über die Bezüge des dem Gemetudevorſtande 
zugegebenen Hilfsperfonales, über die Nothwendigkeit der von dem 
Gemeindevorſteher unternommenen Reiſen, und über das Maß der ihm 
für ſolche Neffen und gemachten Gänge zu leiſtenden Vergütung, und 
daß ferner die Schlußfolgerung des böhmischen Landesausſchuffes, daß, 
weil die Gemeinde gegen den Gemeindevorſteher nach & 66 des Ge⸗ 
meindegeſetzes für Böhmen ihre Erſatzanſprüche im ordentlichen Rechts⸗ 
wege geltend machen kann, ein Gleiches auch hinſichtlich der Erſatz⸗ 
anferüche des Gemeludevorſtehers gegenüber der Gemeinde gelte, eine 
ganz irrige Tel. * 

Das Ministerium des Innern hat unterm 19. Auguſt 1870, 
3. 9623, ſeine Uebereinſtimmung mit der Anſicht des oberſten Gerichts⸗ 
hofes, daß nämlich zur Eutſchridung über die oberwähnte Angelegen⸗ 
heit zuuächſt die autunomen Organe berufen erſcheinen, ausgefprochen. 
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Bemerkung des Einfenders!: 

Gegen dieſen Competenz⸗ Ausſpruch ließe ſich einwenden, daß 
erſtlich keine geſetzliche Beſtimmung beſteht, welche den autonomen 
Organen die ausſchließliche Competenz zur Entſcheidung eiuräumen, 
oder die Gerichte von der Entſcheidung ausſchließen würde. Wenn der 
oberſte Gerichtshof anführt, daß den Gerichten nicht zugemuthet werden 
könne, über die hier eintretenden Vorfragen bezüglich der Aufnahme 
und Entlohnung der Hilfsarbeiter, bezüglich der Nothwendigkeit der 
im Intereſſe der Gemeinde vorgenommenen Reiſen und des Maßes 
der hiefür zu leiſtenden Vergütung zu entfcheiben, fo kann dem ent⸗ 
egengehalten werden, daß die Gerichte ja auch die adminiſtra⸗ 
Ka Gefepe in das Bereich ihrer Entſcheidung zu ziehen haben, 
wenn ſie in der Sache ſelbſt zur Entſcheidung competent find, und 
daß die Gerichte zweffellos zur Erörterung aller bieter Vorfragen und 
zur ſchließlichen Entſchetdung des Streites gemäß § 66 der Gemeinde 
ordnung dann berufen wären, wein der Gemeindevorſteher bei Legung 
der Gememderechnung feine Forderungen aus den tr ſeinen Händen 
befindlichen Gemeindemitteln gedeckt und die Gemeinde gegen den 
Gemeindevorſteher mit der Klage den Rechtsweg betreten hätte, Wenn 
auch nicht angezweifelt wird, daß in dem vorliegenden Falſe die auto⸗ 
nomen Organe, wenn der Gemeindevorſteher an fie eine Beſchwerde 
gegen die Gemeinde gerichtet hätte, zur Entſcheidung competent gewe⸗ 
jeu wären, jo iſt doch die Competenz der Gerichte nicht ansgeſchloſſen, 
wie dies ja bei anderen adminiſtratſven Angelegenheiten auch der Fall 
iſt; auch könnte es dem Gemeindevorſteher nicht verwehrt werden, 
Grſatzauſprüche gegen die Gemeinde, die er mit Beſtimmungen des 
Privatrechteß zu begründen vermeint, vor wie nach Anrufung des In⸗ 
ſtanzenzuges der autonomen Organe bei den Gerichtsbehorden geltend 
zu machen. Lat 


Kirchenglocken find im Wege der Kirchenconeurrenz anzuſchaffen. 


Bet den Verhandlungen über die Koſtenbeſtreſtung des Wieder⸗ 
aufbaues der Hirche zu Greifenburg blieb zwiſchen dein Kirchencou⸗ 
currenzeomfta und dem Patrone der Arc: eine Meinungsverſchiedenheit, 
auf welche Weſſe die Koſten für bad neu herzustellende Geläute ge⸗ 
deckt werden ſollten Der Patron verlangte, daß dieſe Koſten im Wege 
der Sammlung gedeckt werden ſollten, während das Kirchenconcuxrenz⸗ 
comtte au der Meinung feſthielt, die Anſchaffung des Kirchengeläutes 
ſei in die Kirchenconcuxrenz einzubeziehen. 

In Folge dieſer Meinungsverſchiedenheit entſchied der Bezirks⸗ 
hauptmann von Spittal unterm 25. Mai 1869, 8.3851, das Klrchen⸗ 
geläute jet in die Bauconcurrenz einzubeziehen, da der 9 1 des Landes⸗ 
geſeßet vom 28. Mal 1863 (Kirchenconenrrenzgeſeß) der Bauconcur⸗ 
renz auch die Beiſchaffung der Klrchenparamente, der Elnrichtung und 
Erforderuffe zuweiſe, und zum Kirchengebäude offenbar das Geläute 
als wefentliched Erforderniß gehöre. 

Hiergegen recurrirte der Patron an den Landeßpräfidenten und 
berief ſich zur Begründung feiner Anſicht auf den Wortlaut des 8 
des Landesgeſezes vom 28. Mal 1863, welcher ſagt: „Von den durch 
die Anwendung der voranſtehenden Beſtimmungen (88 1 bis 7) nicht 
bedeckten Bauauslagen hat der Patron den dritten 
Theil zu beftretten.” Sämmuliche Paragraphe des Geſeßes bis zum 8. 
exclusive — erwähnten nicht des Patrons und wo er von da au er⸗ 
wähnt werde, ſei nur von Koſten für Bauauslagen die Rede. 

Diefem Necurfe gab der Londespräfipent mit Entſcheibnng vom 
6. Auguft 1869, 3. 3581, in der Erwägung, daß unter den im 9 1 
des Geſetzes vom 28. Mal 1863 erwähnten Kirchenparamenten, Ein⸗ 
richtungsſtücken und Erſorderniſſen nur folche Gegenſtände verſtanden 
werden konnen, welche zur Abhaltung des Gottesdlenſtes und kirchlicher 
Functionen unerläßlich nothwendig At, dieſes Kriterium der unerläß⸗ 
lichen Nothwendigkeit die Thurmglocken aber nicht an ſich tragen — 
Folge und erkaunte, daß die Koſten für Anſchaffung der Thurmglocken 
unter jene Auslagen zu ſubſumiren feien, deren im $ 11 des Geſetzes 
vom 28. Mai 1863 Erwähnung geſchreht und die in Gemäßheit der 
Beſtimmungen des V. Hauptſtückes des Gemeindegeſetzes in der Regel 
wie andere Commimalerforderutſſe aufzubringen find. 

Gegen dieſe Entſcheidung rerurrirte das Kirchenconcurrengeomite: 
Es jet unrichtig, daß unter den im § 1 des Geſetzes vom 28. Mat 
1863 erwähnten Kirchenparamenten, Einrichtungsſtücken und Erfor⸗ 
derniffen nur ſolche Gegenſtände verſtanden werden können, welche zur 
Abhaltung des Gottesdienſtes und kirchlicher Functipnen unerläßlich 
nothwendig find, denn davon ſtehe in dem betreffenden Geſetze kein 


Wert. Der § 1 desſelben ſage: „Die Beſtreitung der Koſten der 
Herſtellung und Erhaltung der Kirchen und Pfründengebäude, dann 
der Beiſchaffung der Kirchenparamente. Einrichtung und Erforderniſſe 
obliegt vor Allem Jeuen welche hiezu kraft einer Stiftung, eines Ver⸗ 
teaged oder eines ſonſtigen Rechtstitels verpflichtet find. — Die Art 
und das Maß der Leiftung richtet ſich nach dem beſonderen Verpflich⸗ 
tungstitel.“ Gegen die Interpretation der Landesregierung in der in 
Recurz gezogenen Entſcherdung beweiſe der § 4 debſelben Geſetzes “), 
aus welchem hervorgehe, daß die Ausdielung der Fußböden des Darts 
hofes und der Wirthſchaftsgebäude in die Kircheneoncurrenz einzube⸗ 
ziehen ſei und unter die Koſten des § 1 ſubſumirt werden müſſe. 
Aber angenommen, es fei im Gefetze das Kriterium der unerläßlichen 
Nothwendigkeit ausgeſprochen jo ſel es nicht der politifchen Behörde 
auheimgeſtellt, zu beflimmen, was nothwendig ſei oder nicht, denn dies 
jet durch die Kirchengeſetze, durch daß Kirchenrecht beſtimmt. Nun 
erkläre aber das Kirchenrecht ausdrücklich die Thurſuglocken als einen 
nothwendigen Beſtandtheil, alſo als ein unerläßlich nothwendiges Er⸗ 
forderuiß einer Kirche (0. un., de off. inst, in Extr. Oom. I. 5). Im 
Coneil Mediolan IV. P. I. Tit. de campanis werde ausdrücklich 
vorgeſchrieben, daß die Pfarrkirchen drei Thurmglocken von ver⸗ 
ſchiedener Große, mindeſtens aber zwei haben müſſen. Die Kirchen⸗ 
glocken werden ausdrücklich als res sacrae, alſo als Kirchen vermögen 
erklärt, ſie gehören mit den Tabernakeln und Monſtranzen zu den 
rebus benedictis (Tit. X de imm. eccles. coemt. et rerum ad eas 
pertinentium III 49 in 6 111 23). Gs fer ferner vorgeſchrleben, daß 
bei gewiſſen krchlichen Innetiouen mit den Thurmglocken geläutet 
werden müſſe. 

Das Miniſterlum für Cultus und Unterricht hat unterm 20. Det. 
1869, 3. 9755, dem Recurſe des Kirchen bauconeurrenzeomttes gegen den 
Erlaß der Landesregierung, mit welchem die Anſchaffung der Thurm⸗ 
glocken Mr die Pfarrkirche von der im geſetzlichen Concurrenzwege 
anfzuthellenden Kirchenbaulaſt ausgenommen wurde, Folge gegeben 
und die refornarte Entſcheidung des k. k. Bezirkshauptmanneg, welche 
dieſe Auslagen in die Eoncubrenz einbezog, wieder hergeſtellt. E. H. 


Der Beſitzer einer ſteuerfreſen Realität hat als folcher, weil er 
factifch keine Steuer „entrichtet“, kein Wahlrecht in der Gemeinde. 

Das Haus Nr. 64 in Th. wurde im Jahre 1848 von dem 
dortigen Bürger Franz L. erbaut und überging von dieſem mittelſt 
Kanfes im Jahre 1864 an Simon Tr, welcher in Th. wohut, jedoch 
bis unn in die Gemeinde N, zuſtändig it, 

Nach § 10 dei A. h. Patentes vom 9. December 1782 (Hofe 
decret vom 22. Juni 1793, boͤhm. P. G. S. ex 1896, Nr. 98) iſt 
jenen Anſiedlern, welche in Th. Häuſer auf Ihre Koſten erbauen, bie 
Befreiung von der Sſeuer, dem Extraorpinarſum, die Gewerbesteuer 
und andere Abgaben auf 30 Jahre zugeſtanden, wobei der Anfang 
der Freijahre erſt 5 Jahre nach der geſchehenen Bauanmeldung ge⸗ 
rechnet wird. Auf Grund diefer Gteuereremtion wird factiſch vom 
Hauſe Nr. 54 (bis zum Jahre 1883) gar keine Steuer entrichtet und 
wurde die für den Hausanthell Nr. 54 a für das Jahr 1870 unrich⸗ 
tig vorgeſchriebene Hausclaſſenſteuer pr. 31 fl. 27 kr. vom Steuer- 
amte wieder abgeſchrieben. 

Als im Herbſte des Jahres 1870 die Gemeindewählerliſten in 
Th. zu Jedermanns Einſicht auflagen, wurde bei der Reclamations⸗ 
eommiſſion die Aucsſcheidung des Simon Tr. ans den Wählerliſten, 
in welchen er bereits eingetragen war, darum begehrt, weil derſelbe 
keine Steuer in Th eutrichte und demſelben als Beſitzer des feuer: 
freien Hauſes Nr. 54 das Wahlrecht nur dann zuftchen würde, wenn 
derfelbe iu Th. heimatzangehörig wäre Die Reclamattonscommiſſion 
entſchied, Th ſei mit Rückſicht auf § 1, Punkt 3 “) und nach 58 13 
und 15 G. W. O. (vom 16. April 1864 für Böhmen) in den Wähler⸗ 
liſten zu ſtreichen. 

Ueber den dagegen eingebrachten Recurs hat der Bezickshaupt⸗ 
mann in L. die Entſcheidung der Reclamationscommiſſion ans den 

) Der 8 4 dee Geſetes vom 28, Mot 1868 kärntu 
Bi. Nr. 6 lantet: „Kleinere Auslagen bel den Pfarrhof 
als: Ranchfangkehrer⸗Beſtallung, für gewohnliche Dachausbeſſerungen, für Eiuſehnng 
einiger Fenſterſchellen einiger Stücke in die Oefen, für Ausbesserung der Thiiren, 
Schlöſſer und Fenſterſtocke, für Auodielung einiger Bretter in die Füßzsden u j. w. 
hal der kirchliche Pfründnei gleichfalls allein zu beſtrellen.“ . 

) Die Beſtimmung lautet: Mohiberechtigt find; „blejenigen Gemeinher 
mitglieder, welche öſterreichiſche Stantskittger find und von ihrem Reaffefise, Er⸗ 
werbe oder Einkommen eine directe Stener en richten“ 


L. G. und Verordn. 


und want he 


Motiven derſelben beſtätiget und es hat die Statthalterei dem von 
Tr. weiter eingebrachten Recurſe aus dem Grunde keine Folge gege⸗ 
ben, weil Simon Tr. ungeachtet des Beſiles des ſteuerfreien Hauſes 
Nr. 54 in Th. keine directe Steuer entrichtet und demſelben daher, 
wenngleich er nach § 6 ad 2 a, G. O, (als DBefiper einer Realität 
in der Gemeinde) in die Kategorie der Gemeindegenoſſen gehöre, im 
Sinne det § 1 ad 3, dann der 8 13 und 15 G. W. O. das Wahl⸗ 
recht in Th. nicht zugeſtanden werden könne. 

Dagegen ergriff nun Tr den Miniſterialrecurs, worin er gel⸗ 
tend machte, daß fein Wahlrecht bei der legteu Wahl nicht beanſtändet 
worden ſei, daß er öſterreichiſcher Staatsbürger und Realitätenbeſitzer 
in Th. ſei, und daß die ihm zu Gute kommende zeitliche Steuerfrei- 
heit doch nicht den Verluſt ſeiner politiſchen Rechte nach ſich zlehen 
könne, daß zehn andere Beſitzer ſteuerfreter Häuſer in Th., die gleich⸗ 
falls keine Steuer zahlen, doch in die Wahlliſteu aufgenommen wur 
den, und daß die polktiſche Bezirksbebörde im Jahre 1861 entſchleden 
habe, derlei Hausbeſitzer gehören in den dritten Wahlkörper; daf end⸗ 
lich auch die Bezirkshauptmaunſchaft in P. anno 1870 entſchieden 
habe, daß die Steuer, welche für ſteuerfrele Gebäude vorgeſchrieben, 
aber nicht gezahlt wird, bei der Eiureihung in die Wählerkeſte mit zu 
berückſichtigen fer. Von Seite des Bürgermeiſters wurde zur Aufklä⸗ 
rung bemerkt, daß Tr. bei der lehten Wahl allerdings das Wahlrecht 
ausgeübt hatte, weil eine Reclazuntiou wegen ſeineßs Wahlrechtes nicht 
eingebracht worden war, daß ferner anderen Hausbeſttzern, die gleich⸗ 
falld wegen Steuerfreiheit keine Steuer zahlen, das Wahlrecht aug 
dem Grunde zukomme, weil fie die Erbauer und micht bloße Kaufer 
der ſteuerfrelen Gebäude fein, und fie daher gemäß des § 10 des 
Pateutes vom 9. Decencber 1782 unter jene Gemeindeangehörige de: 
zählt werden muften, denen (als Bürgern) das Wahlrecht gemäß $ 1 
ad 2 der G. W. O. ohne Steuerzahlung zukomme. 

Dad Ministerium des Innern hat dem Recurſe des Simon Tr. 
mit Entſcheidung vom 11. März 1871, 3. 1370, aus den Motiven 
der angefochtenen Statthaltereieutſcheidung keine Folge gegeben. Km. 


Der Seitens des Bürgermeiſters dem Gemeindepiener ertheilte 

Auftrag, einen Gemeinderepraſentanten aus dem Sitzungsfaale 

hinauszuführen, begründet nicht die Uebertretung der Ehren⸗ 
beletdigung im Sinne des Strafgeſetzes. 

Während einer Gemeindeausſchußſigung in J. mterpelllrte der 
Geuteinderath Carl B. den Bürgermeiſter Anton M Die Beantwor 
tung dieſer Interpellation batte einen Wortſtrelt zur Folge. Der 
Bürgermeiſter, als Vorfigender, verwies den Carl B. zur Ordnung, 
entzog ihm daß Wort und forderte ihn endlich auf, den Sitzungsſaal 
zu verlaſſen. Alg das aber zu dem gewnuſchten Erfolge nicht führte, 
befahl der Bürgermeiſter dem Gemoindebtener, den Gemeinderath Carl 
B. aus dem Stgungehſaal zu führen, was geſchah. 

neber Antrag des Carl B. fand das Bezirksgericht in der 
Handlungsweise des Bürgermeiſters Anton K. den Thatbeftand der im 
§ 496 des Strafgeſehes ) vorgeſehenen Uebertretung der Ehrenbeleld⸗ 
gung und verurtheilte ihn zum 24ſtündigen, in eine Geldſtrafe umge- 
wandelten Arreſte 

Das Berufungsgericht (Obergericht) erklärte jedoch den Bürger⸗ 
meiſter der Uebertretung der Ehrenbeleidigung im Sinne de Str 
geſeßes für nicht ſchuldig Der oberſte Gerichtshof beſtätigte un⸗ 
terın 15, Februar 1871, 3. 1686, das obergerichtliche Urtheil aus 
nachſtehenden Gründen: „Da es nach der Gemeindeordnung zu ben 
Obliegenheiten dez Vorſttenden gehört, die Ordnung in der Ver⸗ 
fammlung zu handhaben, da die allfällkge Ueberſchrettung des diesbe⸗ 
züglichen Wirkungskreiſes, als ſolche, wenn fie auch mit einem ver⸗ 
letzenden Benehmen verbunden iſt, noch keine dem allgemeinen Straf⸗ 
geſetze unterliegende Handlung involvirt, ſondern nur eine Berantwor⸗ 
kung vor der vorgeſetzten Behörde nach ſich zu ziehen geeignet ist, 
und da in dem vorliegenden Falle ſpectell weder eine thätliche Miß⸗ 
handlung, noch eme Belegung mit Schimpfworten conftatirt iſt, welche 
bei dem obigen Borfalle Hlapgenriffen hätte, und den Thatbeftand der 
Uebertretung des $ 496 des Strufgejetes — der hier gegenwärtig 
allein in Frage kommt — bilden würde, fo erſcheink die Auffaffung, 
welche dem Urtheil des Oberlandesgerichts zu Grunde liegt, ganz ge⸗ 
rechtfertigt (Ger. H.) 

) Der $ 496 lautet, fo weit er eben in Betracht Eonmt: „Wer Semanben 
öffenllich oder vor mehreren Leuten thätlıch mißtandelt oder (fei es auch in deſſen Ab» 
weſenhelt) mil Schimpfworten belegt — iſt einer Ueberkretung ſchuldig m [. w. 
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Berordnungen. 


Erlaß des f. k. Miniſteriums für Landes verkheidigung vom 23. Seplember 
1870, Z. 9949, betreffend zeitliche Befreiung oder Entlaſſung von Landwehr 
münnern. 

Mit Beziehung auf bie h. o. Circularverordnung vom 5. Mat und 28. Sun: 
. J., 3 3400 und 4880 IM, wirb ben k. k. Landwehrcommando Behufs der Ver⸗ 
ſtändigung ber unterstehenden Evidenthaltungen eröffnet, wornach es im Intereſſe 
der Bevölkerung und des Dienſtes angeweffen erſchelnt, daß die im Sinne der erſt⸗ 
citirten Gteeularverorbnung rücklichllich der, der Landwehr zur Evidenſhaltung über 
wieſenen Wehrpflichtigen flattzufintende Einholung der Nachwelſe über die Fortdauer 
ener Verhaltuiſſe, aus welchen die geikliche Befreiung oder Enllaſſung derſelben her 
zur Zeit der Voruahme der Vorarbeiten zun Ausführung der 
regelmäßigen Stellung plobgreife, fo daß hledurch die Möglichkeit gegeben erjcheint, 
jene Wehrpflichtigen der beſagten Kategorie, Inſoferne die obangehenteten Berhältniſfe 
nicht mehr beſtehen ober nicht reihtzeitig nachgewieſen wurden, der ambulanten Stel; 
fungecommifften vorzuſtellen und in Folge deſſen nue dle von diefer Comnaſſton Aue 
gebliebenen au eine ſkändige Stellungscommiffion zu weifen fein werben. 


Perſonalien. 
ne Majeftät Haben dem Legationsſecretär Geza v. Berna th den Orden 
N Cl. verliehen. 
t haben den Banrafh Wenzel HLajet zum Oberbaurathe in 


tät haben dem f. k. Hofarchitekten und Baurathe Auguft 

ala Ritter des Orden der eſſernen Krone IM. Gt. den Ritler⸗ 
te „Lanauber‘ eben 

haben dem proltiſchen Arzte Dr, Gideon Brecher in Profini 

ftkveug verliehen. 

ne Majejtät haben dem Landeghauptmaune von nten, geheimen Rath. 

Grafen Anton von Goc fi den Orden ber elſernen Krone 1. GL. verliehen. 

Selne Maſeſtat haben dem Controlor der l. k. Staateſchuldencaſſe Mathian 
ai Franz Joſeph⸗Orbens verliehen 
Gaben dem Ingenieur der pri. Karferin Elisabeth Bahn 
ottmaper dag goldene Verbienftkeeng mit der Krone verliehen. 
elne Majeſtät Haben dem in den Peuftonsſtand tretenden Finanzrathe der 

i eſt Franz Sterle die A. h. Bufrtebenheit ausgedrückt. 
jeftät Gaben den Landeoſchullulpeclor, Decan des philoſophiſchen 
und der Wiener Untverſitckt Or. Joſeph Krift zum Guſtos am k. 
pppfikaliſch.aftronomiſchen oſcablnete ernannt. 

Der Finanzminiſter hat zu Finanzräthen und Finanzbezirksbirectoren für Böh 
men den Figanzrath und Finanzbezirkadirector in Kolomeg Ebleſtin Gauner, den 
Finanzrath bei der böhriſchen Finanzlandeedirrekon Ignaz Gunther unb be: 
Ainanzfecretär derselten Finanzdlrecklon Joseph ira ch ernannt. 

Der Miniſter dee Inuern hat bei der Wlener Polizeibireetiom den Ober, 
eommuiſſär Auton Mothes zum Polizeirathe und den Poligeicommiffär Albert 
Stroh un zum mmuſſer ernannt. 

Der Minifter un hat ben Poltzeiactuar Eduard Hlawaty zum 
Gommiſſär der Wiener Pollgeibicection ernannt 


7 Erledigungen. 


inanzinſpectorg-, zugleich Oßeromtedirectoreſteſle zu ing mit 1600 fl. Gehalt 
lährlch, enentuell eine Zinanzinſpeckorg. und Anusblveriorällelle in Oteroſterreich mit 
1600 fl. oder 1400 fl. oder auch eine Finanzinſpeckorsſtelle mit 1200 fl. Gehalt, bis 
Mitte April, (Amlabl. Pr 84.) 

Awei Goncepteprafticantenftellen bei der Finanzbtrection In Trleſt, jede mit 
400 fl. Abjutum jährlich, Die 21. April. (tab, Nr 85.) 

Controlorsſlelle beim Trleſter Punzirungaamte mit 1000 fl. Jaßretzgehalt und 
Natuealmohnnng, gegen Gaution bie Gade April. (lam teh. Rr. 86.) 

Sieben Bezirkiarztenaftellen im Küſtenlande, und zwar zu Tolntein, Seſang, 
Gradiscg, Capoditkita, Pifinn, Voloden und Veglla mit je 800) fl. Jahresgehalt und 
Quinquennalzulagen von 100 fl, bis 90. April. (Amfabl. Ni. 

Propſſoriſche Finanzonclpiſtenſtelte in Euleſt mit 700 
Quartiergeld, bi 21. April. (Amtebl Nr. 86.) 

Faureoftisanieufteile mit 400 fl. Abiutunm für den Stoatahanbienft in Tire 
und Vorarlberg, bis 24 April. (Amtsbl. Nr. 86.) 

Aerztliche Goncipiftenflelle bei der mährischen Stalthaltereß mit 800 fl. Gehalt 
jahrlich und der viermaligen Oulnguennalzulage von je 100 fl., bis 30. Apt 
(AÜntebt. Mr. 86.) 

Bauprakticanteufteile in Böhmen mit 400 fl. Adiutum jährlich, bis Ende 
April. (Amtsbl. Nr. 86.) 

Rechnungsoffietaloſtelle beim Rechnungs- Departement der Finanzlanbesbirectior: 
für Tirol und Vorarlberg mit 600 fl, eventuell 500 fl. Gehalt, bis 24. Aprit 
(Amtsbl. Nr. 87.) 

Bezurkscommuſſärsſtelle be ber Falkenauer Bezurkshauptmannſchaft mit 1200 fl. 
eventuell 1000 fl, ober 800 fl. Jahresgehalt, bis 7. April. (Amelbl. Nr 87.) 

Aitıftentenftelte an der ſondwirthſchafflich⸗ techniſchen Hochschule in Graz mit 
600 fl. Gehalt. (Amtsbl. Rr. 88.) 


ar Der Jahrgang 1870 der Zeitſebrift 
für Verwaltung fommt Inder iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 


hatt und 200 f. 


Für den Druck veranfworklich C. Pille 


